
GEHALTSUMWANDLUNG 

RECHTSPRECHUNGSÄNDERUNG BEI DEN ZUSÄTZLICH ZUM

OHNEHIN GESCHULDETEN ARBEITSLOHN ERBACHTEN

LEISTUNGEN 

Gericht/Az: BFH, Urteile vom 1.8.2019 IV R 32/18, VI R 40/17, VI R 21/17

Fundstelle: juris

Gesetz: § 19 EStG, § 3 Nr. 33 EStG, § 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 EStG, § 40

Abs. 2 Satz 2 EStG

Streitfrage: Ist  bei  einer  Gehaltsumwandlung  das  Kriterium „zusätzlich  zum

ohnehin geschuldeten Arbeitslohn“ erfüllt?

Bestimmte Steuerbefreiungs- und Pauschalierungsvorschriften setzen voraus,

dass eine Leistung des Arbeitgebers „zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Ar-

beitslohn“ erbracht wird.

Im Urteilsfall hat ein Arbeitgeber mit seinen Arbeitnehmern eine Vereinbarung

getroffen, dass sie auf einen Teil ihres Bruttogehalts bei unveränderter Arbeits-

zeit verzichten. In einer ergänzenden Vereinbarung wurde geregelt, dass die

Arbeitnehmer einen Zuschuss für die Nutzung des Internets und für Fahrten

zwischen  Wohnung  und  erster  Tätigkeitsstätte  erhalten.  Diese  Zuschüsse

wurden nach § 40 Abs. 2 EStG pauschalversteuert.

Nach der bisherigen Rechtsprechung ist das Tatbestandsmerkmal „zusätzlich

zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn“ erfüllt, wenn eine Leistung des Arbeit-

gebers zu den Lohnzahlungen hinzukommt, die entweder durch Vereinbarung,

eine dauernde Übung oder sonst arbeitsrechtlich geschuldet sind. Der zusätz-

lich hierzu geleistete Lohn ist danach derjenige, auf den der Arbeitnehmer ar-

beitsrechtlich keinen Anspruch hat, der folglich freiwillig vom Arbeitgeber er-

bracht wird.

In einer Rechtsprechungsänderung kommt der BFH zum Ergebnis, dass eine

Leistung „zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn“ vorliegt, wenn der

Arbeitgeber einen verwendungs- bzw. zweckgebundenen Zuschuss leistet. Es

gelten damit folgende Grundsätze:
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Drauf  ob  der  Arbeitnehmer  auf  den  Lohnbestandteil  arbeitsrechtlich  einen

Anspruch hat, kommt es daher nicht mehr an. Freiwilligkeit und Zusätzlichkeit

schließen  sich  nicht  gegenseitig  nicht  aus.  Somit  kann  auch  eine

arbeitsrechtlich geschuldete Leistung eine zusätzliche Leistung sein.

Praxishinweise 

1. Nach  diesem Urteil  ist  eine  Gehaltsumwandlung  entgegen  der  Verwal-

tungsauffassung1 möglich. Eine Gehaltsumwandlung führt bei Pauschalie-

rungs-  und  Steuerbefreiungsvorschriften  mit  Zusätzlichkeitserfordernis

nicht zu einer Schädlichkeit.

2. Nach der Rechtsprechung ist es also möglich, eine Minderung des Arbeits-

lohns  zugunsten  von  steuerfreien  oder  pauschalierungsfähigen  Zusatz-

leistungen zu vereinbaren.

3. Das Zusätzlichkeitserfordernis ist  auf den Zeitpunkt der Lohnzahlung zu

beziehen (Zuflussprinzip). Damit ist eine Gehaltsumwandlung nur für die

Zukunft möglich.
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